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Neue Energieanlagen werden mit dem 
Stromgesetz (Mantelerlass) grund-
sätzlich Vorrang erhalten. Die Gü-
terabwägung zwischen Natur- und 
Landschaftsschutz sowie Energiepro-
duktion wird fallengelassen zugunsten 
eines blinden Bauwahns. Ist der Schutz 
der Natur nichts mehr wert?
Das Referendum gegen das überstürz-
te Stromgesetz soll dies ändern. Mit 

Für unsere Natur:  
Nein zum überstürzten 
Stromgesetz!
Die Diskussion um die Versorgungssicherheit hat alle Dämme  
brechen lassen. Überstürzt hat das Parlament weitreichende  
Entscheide gefällt, ohne sich Gedanken zu machen über mögliche 
Nachteile für die Natur. Die Verfassungsbestimmungen zum  
Natur- und Landschaftsschutz, zum Wald, zum Gewässerschutz  
und zur Energie werden verletzt. 

einem Nein durch das Stimmvolk am 9. 
Juni 2024 kann die notwendige Kurs-
korrektur eingeleitet werden: Natio-
nale Schutzgebiete bleiben geschützt, 
die Interessen des Natur- und Land-
schaftsschutzes bleiben gewahrt. 
Nach einem Nein in der Volksabstim-
mung kann das Parlament die unbe-
strittenen Bestimmungen des Strom-
gesetzes erneut verabschieden. 

Dies gilt insbesondere für die unbefris-
tet gültige Solarpflicht bei Neubauten. 
Die vorgesehenen Millionenbeträge 
sollen für Anlagen auf bestehenden 
Gebäuden und Infrastrukturen ausge-
geben werden – nicht für Grossanlagen 
in unserer wertvollen Natur und unse-
ren grossartigen Landschaften.

1  Für den Natur- und Heimatschutz sind die Kantone zuständig.
2  Der Bund nimmt bei der Erfüllung seiner Aufgaben Rücksicht auf die Anliegen des Natur- und Heimatschutzes. Er schont Landschaften, Ortsbilder, 

geschichtliche Stätten sowie Natur- und Kulturdenkmäler; er erhält sie ungeschmälert, wenn das öffentliche Interesse es gebietet.
3  Er kann Bestrebungen des Natur- und Heimatschutzes unterstützen und Objekte von gesamtschweizerischer Bedeutung vertraglich oder durch 

Enteignung erwerben oder sichern.
4 Er erlässt Vorschriften zum Schutz der Tier- und Pflanzenwelt und zur Erhaltung ihrer Lebensräume in der natürlichen Vielfalt. Er schützt bedrohte 

Arten vor Ausrottung.
5  Moore und Moorlandschaften von besonderer Schönheit und gesamtschweizerischer Bedeutung sind geschützt. Es dürfen darin weder 

Anlagen gebaut noch Bodenveränderungen vorgenommen werden. Ausgenommen sind Einrichtungen, die dem Schutz oder der bisherigen 
landwirtschaftlichen Nutzung der Moore und Moorlandschaften dienen.

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV)

Art. 78 Natur- und Heimatschutz

Cet article de loi est entré en vigueur en 2020 (vérifiez l'actualité). Il n'existe aucune prétention à l'actualité et à l'exhaustivité/l'exactitude. 
Nous vous renvoyons à cet effet à www.admin.ch.
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Unsere Argumente:

Schutzgebiete

Die Bundesverfassung gibt den 
Auftrag, Rücksicht auf die Anlie-
gen des Natur- und Heimatschutz-
zu nehmen. Natur- und Kultur-
denkmäler sind ungeschmälert 
zu erhalten, wenn das öffentli-
che Interesse es gebietet. Zu die-

 Nationale Naturschutz- 
 gebiete  sind bedroht

sem Zweck hält das Bundesgesetz  
über den Natur- und Heimatschutz  
fest, dass der Bundesrat bedrohte 
Arten vor der Ausrottung schützt 
und Biotope von nationaler Be-
deutung bezeichnet und bewahrt. 
Dazu wurden Bundes inventare zu 
geschützten Moorgebieten, Auen, 
Amphibienlaichgebieten sowie Tro-
ckenwiesen- und weiden erstellt.

Auch Wasser- und Zugvogelreserva-
te von internationaler und nationa-
ler Bedeutung schützt der Bundesrat 
gemäss Jagdgesetz. Die Schweiz hat 
eine besondere Bedeutung als Über-
winterungs- und Rastplatz für Zug-
vögel und ganzjährig in der Schweiz 
lebende Wasservögel.

Noch vor 20 bis 30 Jahren hat sie über fast jedem Schweizer Acker getrillert, die Feldlerche.   Quelle: Wikipedia
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 Das Gleichgewicht  
 zwischen Schutz und  
 Nutzung wird  
 ausgehebelt 

Grosse Energieanlagen sollen gemäss 
Stromgesetz auch in Schutzgebie-
ten von kantonaler, regionaler oder 
lokaler Bedeutung gebaut werden 
können. Das im Gesetz definierte 
nationale Interesse gehe «entgegen-
stehenden» Interessen vor, also ins-
besondere Interessen des Natur- und 
Landschaftsschutzes. Biotope von 
kantonaler, regionaler oder lokaler 
Bedeutung können somit zugunsten 
von Wind- oder Solaranlagen geop-
fert werden.

Auch im Stromversorgungsgesetz 
wird neu festgehalten, dass für So-
lar- und Windkraftanlagen von na-
tionaler Bedeutung das Interesse an 
ihrer Realisierung anderen nationa-
len Interessen grundsätzlich vorgeht. 
Erneut wird, in Verletzung der Ver-
fassung, ein Vorrang für Energiepro-
jekte verankert.

Im Stromgesetz wird be-
schwichtigend festgehalten, 
in Biotopen von nationaler Be-
deutung und in Wasser- und 
Zugvogelreservaten seien neue 
Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien ausgeschlossen. 
Gleich danach werden die 
neuen Ausnahmen von dieser 
Regel erwähnt: 

• Auengebiete, bei denen es 
sich um Gletschervorfelder oder al-
pine Schwemmebenen handelt und 
die der Bundesrat nach dem 1. Januar 
2023 in das Bundesinventar der Auen-
gebiete von nationaler Bedeutung auf-
genommen hat, sind nicht geschützt;

• Schwall-Ausleitkraftwerke 
zur ökologischen Sanierung bleiben 
möglich, wenn wesentliche Beein-
trächtigungen der Schutzziele des be-
troffenen Objekts beseitigt werden 
können;

• Die Wassermenge in Bächen 
und Flüssen innerhalb von Schutzge-
bieten darf deutlich reduziert werden, 
um oberhalb des Schutzgebiets Was-
ser für die Stromproduktion entneh-
men zu können.

Wird in nationalen Naturschutzge-
bieten gebaut, so darf ein Abweichen 
von der ungeschmälerten Erhaltung 
in Erwägung gezogen werden. Ge-
mäss Energiegesetz darf beim Bau 
auf Schutz-, Wiederherstellungs-, 
Ersatz- oder Ausgleichsmassnahmen 
verzichtet werden.

Der Schutz von nationalen Natur-
schutzgebieten wird also durch-
löchert. Gewisse Auengebiete dür-
fen mit dem Stromgesetz zerstört, 
Schwall-Ausleitkraftwerke in Bioto-
pen gebaut sowie Bäche und Flüsse 
in Schutzgebieten ihres natürlichen 
Wassers beraubt werden. Dabei sind 
Schutzmassnahmen explizit nicht 
vorgesehen. Bereits heute sind die 
Qualität und die Vernetzung von 
Biotopen nationaler Bedeutung un-

genügend und die Biodiversität  
ist auch in Schutzgebieten rückläu-
fig. Der Schutz nationaler Natur-
schutzgebiete muss gestärkt statt 
geschwächt werden.

Soll diese Alpine Aue (Plaun Segnas Sut, GR) zerstört werden?   

Soll unser Naturschutz löchrig wie ein Schweizer Käse werden?   Quelle: iStock
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Bau von Energieanlagen

Der Bau von Windenergieanlagen im 
Wald wird erleichtert. Anlagen von 
«nationalem Interesse» gelten als 
standortgebunden, wenn bereits eine 
strassenmässige Erschliessung be-
steht. Für die Bewilligung ist also die 
Strasse, nicht aber der Zustand des 
Waldes und der Biodiversität entschei-
dend. Dabei zerstört eine Windener-
gieanlage durch den Bau des massi-
ven Betonsockels den reichhaltigen 
Waldboden, und die sich drehenden 
Rotorblätter bedrohen Vögel und Fle-
dermäuse. Es ist widersinnig, das Kli-
ma retten zu wollen, indem wir unsere 
Wälder und Bäume zerstören.

 Windenergieanlagen 
 im Wald schaden Vögeln  
 und Natur

Die Stromproduktion mit Wasserkraft 
bringt oft trockene Flussbetten oder 
nur einen sehr geringen Wasserstand 
in Bächen und Flüssen mit sich. Dies 
bedroht Fische und Wasserlebewesen. 
Das Gewässerschutzgesetz enthält 
deshalb Bestimmungen zum soge-
nannten Restwasser. Mit dem Strom-
gesetz kann der Bundesrat bei einer 
drohenden Strommangellage die er-
forderlichen Restwassermengen sen-
ken und damit die Stromproduktion 
befristet erhöhen.

 Senkung von Rest - 
  wassermengen bedroht  
 Fische und Lebens- 
 räume 16 Wasserkraftwerke werden mit dem 

Stromgesetz im Schnellverfahren be-
willigt. Das Gesetz sieht vor, dass bei 
diesen namentlich aufgelisteten Was-
serkraftwerken das Interesse an ihrer 
Realisierung anderen nationalen In-
teressen, also auch diejenigen des Na-
turschutzes, grundsätzlich vorgeht. 
Dies ist ein weiterer Verstoss gegen 
die Bundesverfassung. Die zwingen-
de Güterabwägung zwischen der Pro-
duktion von (Winter-)Strom und dem 
Naturschutz wird ausgeschaltet. Die 
Kantone werden in ihren Kompeten-
zen durch den Bund ausgehebelt. 

 Neue Wasserkraftwerke  
 im Schnellverfahren

Der Vogelschlag bei Windkraftwerken ist 
leider eine traurige Realität. Vögel nutzen 
oft die Gebiete mit Thermik. Sie sind jedoch 
nicht in der Lage, die Gefahr der schnell 
rotierenden Windräder zu erkennen.   

Zur Stabilisierung der Statik werden pro Windturbinen-Turm bis zu 10'000 Tonnen 
Beton als Fundament im Boden versenkt. Je nach Standort und Untergrund muss bis 
zu zwölf Meter tief gebohrt und verankert werden. Die Eingriffsfläche beträgt 4'000 
Quadratmeter pro Anlage, dabei werden 500 Quadratmeter Landwirtschafts- oder 
Waldfläche ein für allemal vollversiegelt; an einen Rückbau ist realistischerweise kaum 
mehr zu denken.  
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Bau von Energieanlagen

Mit zwei separaten Bundesbeschlüs-
sen hat das Parlament den Bau von 
alpinen Solargrossanlagen und von 
Windenergieanlagen erleichtert. Die 
unzähligen neuen Projekte für alpine 
Solargrossanlagen und die Windener-
gieanlagen kommen nur zustande, 
weil der Bund mit einer hohen Ein-
malvergütung bis zu 60 Prozent der 
Installationskosten übernimmt. 

Mit dem Stromgesetz wird der rote 
Teppich ausgelegt für den Bau solcher 
hochsubventionierten Projekte in 
Schutzgebieten. Eine subventionierte 
Zerstörung der Natur? Nein danke! 

 Millionenbeträge  
 für  alpine Solargross- 
  anlagen und Windparks

Die Stimmbevölkerung spricht sich für den Schutz  
ihrer Heimat aus
Die grossen Elektrizitätsgesellschaften feiern ihre Energieprojekte in der freien 
Natur. Die betroffene Stimmbevölkerung schaut aber genau hin. Mehrere  
Projekte wurden bachab geschickt.

Surses (GR): 68 Prozent sagten Nein zu einem Megaprojekt in der Grösse von 
rund 93 Fussballfeldern. Ungefähr 11’000 Solartische mit 90’000 Solarmodulen 
wollte das Elektrizitätswerk der Stadt Zürich im Val Nandro bauen. 

Hasliberg (BE): An der Gemeindeversammlung vom 31. Januar 2024 wurde  
das Projekt Käserstatt mit 72 Prozent der Stimmen abgelehnt. Die IWB wollte 
400 Solartische mit 32’000 Solarmodulen bauen. 

Gstaad (BE): An der Gemeindeversammlung vom 8. Dezember 2023 in Saanen 
wurde das Projekt Solsarine mit 64 Prozent der Stimmen abgelehnt. Geplant 
waren alpine Solarparks an sechs bis sieben Standorten.

Ilanz/Glion (GR): Mit rund 63 Prozent der Stimmen hat die Stimmbevölkerung 
am 26. November 2023 Sondernutzungsrechte für die Axpo-Projekte Ovra  
Solara Campauns und Ovra Solara Rueun abgelehnt. Die Projekte hätten eine 
Fläche von 84 Fussballfeldern bedeckt.

Disentis (GR): Die Stimmbevölkerung erteilte dem Projekt Alp Run der IWB 
am 22. Oktober 2023 eine Abfuhr. Dem Projekt «Ovra Solara Magriel» stimmte 
sie hingegen zu.

Kanton Wallis: Die Stimmbevölkerung des Kantons Wallis sagte am  
10. September 2023 mit rund 54 Prozent der Stimmen Nein zu einem  
beschleunigten Verfahren für den Bau von grossen Solarkraftwerken.

Rickenbach (LU): 60 Prozent der Stimmbevölkerung nimmt in der Gemeinde 
Rickenbach am 3. März 2024 die Teilrevision der Ortsplanung an. Damit verhin-
dert das Stimmvolk das Windenergie-Projekt auf dem Stierenberg.

Oberiberg (SZ): Das Stimmvolk verhindert am 3. März 2024 im Gebiet Ybrig 
im Kanton Schwyz die alpine Solaranlage. Damit ist das von Axpo geplanten 
Kraftwerk vom Tisch.

Im Gesetz vorgesehene  
Wasserkraftwerke:

Chummensee (Grengiols VS); Cur-
nera-Nalps (Tujetsch GR); Gorner 
(Zermatt VS); Gougra (Anniviers VS); 
Griessee (Obergoms VS); Grimselsee 
(Guttannen BE); Lac d’Emosson (Sal-
van und Finhaut VS); Lac des Tou-
les (Bourg-Saint-Pierre VS); Lago del 
Sambuco (Lavizzara TI); Lai de Mar-
morera (Surses GR); Mattmarksee 
(Saals-Almagell VS); Oberaarsee (Gut-
tannen BE); Oberaletsch klein (Naters 
VS); Reusskaskade (Göschenen und 
Wassen UR); Trift (Innertkirchen BE); 
Chlus (Küblis GR).

Blick auf die alpine Solaranlage: Der Abstand zwischen den Reihen liegt bei vier 
bis sieben Metern.  Quelle: obwaldnerzeitung.ch, Visualisierung: zvg

SAGEN SIE DESHALB 
NEIN  

ZUM ÜBERSTÜRZTEN 
STROMGESETZ  

AM 9. JUNI 2024!
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Solarenergie auf  
Dächern und Fassaden

Auf Schweizer Hausdächern und an 
Fassaden könnten jährlich 67 Terawatt 
Solarstrom produziert werden – mehr, 
als heute in der Schweiz Strom ver-
braucht wird. Dieses Potenzial hat das 
Bundesamt für Energie in Zusammen-
arbeit mit weiteren Stellen berechnet. 

Trotz dieses Potenzials hat das Parla-
ment nur einem Minimalkonsens zu-

Solarenergie  
bei Neubauten wird erst  
ab 300 m2 vorgeschrieben

gestimmt. Nur auf Dächern oder 
an Fassaden von Neubauten ab 
300 m2 müssen Solaranalagen er-
stellt werden. In Frage kommen 
sowohl eine Fotovoltaikanlage zur 
Stromproduktion als auch eine  
Solarthermieanlage für Warmwasser. 
Die Kantone können diese Pflicht 
auch bei Gebäuden mit einer Gebäu-
defläche von 300 m2 oder weniger 
vorsehen.

Diese Bestimmung macht Sinn, ist 
aber ungenügend, da sie erst ab einer 
Gebäudefläche von 300 m2 greift. So-
laranlagen sollen auf Hausdächern, 

an Fassaden und Infrastrukturen 
installiert werden, wo keine Beein-
trächtigung der Landschaft und der 
Natur erfolgt. Bei Wohnhäusern und 
Industriebauten soll die Fotovoltaik 
einen Teil oder das Total des Eigen-
verbrauchs decken (Niedrigenergie-
häuser bzw. Nullenergiehäuser). 

Dies ist ökologisch, wirtschaftlich 
und sogar aus sicherheitspolitischen 
Überlegungen sinnvoll. Moderne So-
lartechnik lässt sich zudem gut in die 
Architektur einbinden und ermög-
licht ästhetische Lösungen.

So ist es richtig: Sonnenkollektoren gehören auf die Dächer und nicht in die Natur.   Quelle: iStock
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Unbestrittene Punkte

Der Strom soll dort genutzt werden 
können, wo er produziert wird. Mit 
dem Stromgesetz können sich End-
verbraucher, Erzeuger von Elektrizität 
aus erneuerbaren Energien und Spei-
cherbetreiber zu lokalen Elektrizitäts-
gemeinschaften zusammenschliessen. 
Die selbst erzeugte Elektrizität kann 
innerhalb der lokalen Elektrizitätsge-
meinschaft frei verwendet werden. Da-
bei darf das Verteilnetz genutzt werden.

Die Bildung von lokalen Elektrizitäts-
gemeinschaften stimmt mit dem Ziel 
der Fondation Franz Weber überein, 
Solarenergie auf bestehenden Häu-
sern und Infrastrukturen zu nutzen 
und damit eine flächendeckende Ver-
sorgung sicherzustellen.

 Lokale Elektrizitäts- 
 gemeinschaften

Der durchschnittliche Energie-
verbrauch pro Person und Jahr 
ist gegenüber dem Stand im Jahr 
2000 bis zum Jahr 2035 um 43 Pro-
zent und bis zum Jahr 2050 um  
53 Prozent zu senken.

Der durchschnittliche Stromverbrauch 
pro Person und Jahr ist gegenüber dem 
Stand im Jahr 2000 bis zum Jahr 2035 
um 13 Prozent und bis zum Jahr 2050 um  
5 Prozent zu senken.

Die nur schwache Absenkung des 
Stromverbrauchs lässt sich auf den 
zunehmenden Ersatz von Gas, Heizöl 
und Benzin durch Strom zurückführen 
(Dekarbonisierung). Die gesetzliche 
Verankerung von Verbrauchszielen be-
deutet allerdings nicht zwingend, dass 
diese auch erreicht werden.

 Verbrauchsziele 

Die Versorgungssicherheit im Win-
ter sieht im Stromversorgungsgesetz 
Massnahmen der Energieeffizienz vor, 
die bis spätestens 2035 zu einer Reduk-
tion des Stromverbrauchs um 2 TWh 
führen. Die Bestimmung wird im Ge-
setz nicht weiter ausgeführt – es wer-
den keine Teilziele, Massnahmen oder 
Instrumente erwähnt, und es sind auch 
keine Sanktionen vorgesehen. Mehr 
Klarheit dazu müssen die Verordnun-
gen bringen, die sich derzeit in Ver-
nehmlassung befinden. Es bleibt offen, 
ob die Ziele im Bereich Energieeffizi-
enz erreicht werden. Falls nicht, sieht 
das Gesetz bereits wieder den Ausbau 
von Kraftwerken vor. Die Bestimmung 
ist positiv, aber völlig ungenügend. Nur 
wenig konkreter sind entsprechende 
Bestimmungen im Energiegesetz. Der 
Bund und die Kantone sollen in Bezug 
auf die Energieeffizienz eine Vorbild-
funktion wahrnehmen.

 Stärkung  
 der Energieeffizienz

 Art. 78 Bundesverfassung (BV):  
Natur- und Heimatschutz

 Art. 5 und 18a Bundesgesetz über den Natur- 
und Heimatschutz (NHG): Biotope von 
nationaler Bedeutung

 Art. 11 Jagdgesetz (JG): Schutzgebiete
 Art. 12 Abs. 2 bis Energiegesetz (EnG): Aus-

schluss von Biotopen nationaler Bedeutung 
sowie Ausnahmen

 Art. 12 Abs. 3 bis Energiegesetz (EnG):  
Bauen in BLN-Gebieten

 Art. 12 Abs. 3 Energiegesetz (EnG)
 Art. 9a Abs. 4 Stromversorgungsgesetz 

(StromVG)

 Art. 5a Waldgesetz

 Art. 76 Abs. 3 BV: «Er erlässt Vorschriften 
über den Gewässerschutz, die Sicherung 
angemessener Restwassermengen, den Was-

Quellenhinweise
serbau, die Sicherheit der Stauanlagen und 
die Beeinflussung der Niederschläge.»

 Art. 31 Abs. 2 und Art. 33 Gewässerschutz-
gesetz (GSchG): Mindestrestwassermenge

 Art. 2a Energiegesetz (EnG): Befristete 
Erhöhung der Stromproduktion durch eine 
Senkung der Restwassermengen

 Art. 9a Abs. 3 Stromversorgungsgesetz 
(StromVG): Zubau für die Stromprodukti-
on im Winter

 21.501 Dringliche Massnahmen zur 
kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren 
Stromversorgung im Winter («Solarex-
press»)

 22.461 Dringliches Gesetz zur Beschleu-
nigung von fortgeschrittenen Windpark-
projekten und von grossen Vorhaben der 
Speicherwasserkraft («Windexpress»)

 Art. 45a Energiegesetz (EnG): Pflicht zur 
Nutzung der Sonnenergie bei Gebäuden

 Art. 45b Energiegesetz (EnG): Nutzung 
der Sonnenenergie bei Gebäuden

 https://www.bfe.admin.ch/bfe/de/home/
news-und-medien/medienmitteilungen/
mm-test.msg-id-74641.html

 Art. 17d Stromversorgungsgesetz (Strom-
VG): Bildung von lokalen Elektrizitätsge-
meinschaften

 Art. 3 Energiegesetz (EnG):  
Verbrauchsziele

 Art. 9a bis Stromversorgungs gesetz 
(StromVG): Versorgungssicherheit durch 
Energiesicherheit. 

 Art. 46 a Energiegesetz (EnG): Vorbild-
funktion von Bund und Kantonen in 
Bezug auf Energieeffizienz

 Art. 46 b Energiegesetz (EnG): Effizienz-
steigerungen durch  
Elektrizitätslieferanten
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R.E.D.

Das neue Stromgesetz 
ist ein Angriff auf  

unsere Verfassung
 

Das Stromgesetz, über das wir am 9. Juni abstimmen, hat nicht nur 
verheerende Auswirkungen auf Natur und Landschaft. Es verstösst 
auch gegen die Bundesverfassung und hebelt den über Jahrzehnte 

gefestigten demokratischen Willen von Volk und Ständen aus.

Foto: Patrick Schmed
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Der wachsende Widerstand gegen 
rücksichtlose Grossflächensolaran-
lagen in den Alpen und gegen rie-
sige Windräder, die die Landschaft 
verschandeln, zeigt es: Die Bevölke-
rung will die erneuerbaren Energien 
ausbauen, aber mit Augenmass und 
ohne unabsehbare Kollateralschä-
den. Das Stromgesetz (Mantelerlass) 
läuft dem fundamental zuwider – es 
steht, im Wortsinn, quer in der Land-
schaft. Es ist aber auch verfassungs-
widrig. Zu diesem Schluss kommt 
u.a. der renommierte Jurist Prof. Dr. 
jur. Alain Griffel, Inhaber des Lehr-
stuhls für Staats- und Verwaltungs-
recht mit Schwerpunkt Raumpla-
nungs-, Bau- und Umweltrecht an 
der Rechtswissenschaftlichen Fakul-
tät der Universität Zürich. In einem 
Gutachten zeigt Prof. Griffel auf, dass 
der Mantelerlass gegen die Bundes-
verfassung (BV) verstösst. Er tut dies 
grundsätzlich, indem er

• das Interesse an der Erzeugung 
erneuerbarer Energien über alle 
anderen Interessen stellt, insbe-
sondere solche des Naturschutzes.

Der Gesetzgeber sei zwar befugt, ein-
zelne öffentliche Interessen zu ge-
wichten. Er «darf dabei jedoch nicht 
gegen Interessengewichtungen ver-
stossen, die bereits auf Verfassungs-
stufe vorgenommen wurden». Ein 
genereller Vorrang des Interesses an 
der Erzeugung erneuerbarer Energien 
verstosse «in verschiedener Hinsicht 
gegen die Bundesverfassung»:

• Art. 89 Abs. 1 BV (Energiepolitik) 
geht von der Gleichrangigkeit der In-
teressen an einer ausreichenden, breit 
gefächerten, sicheren, wirtschaftli-
chen und umweltverträglichen Ener-
gieversorgung aus.

ES BRAUCHT EIN NEIN
 AM 9. JUNI!

Alle diese Verfassungsbestimmungen 
werden vom Stromgesetz verletzt. Da-
rüber hinaus betont Prof. Griffel weite-
re in verfassungsrechtlicher Hinsicht 
problematische Punkte:

• Schutz bedrohter Arten:
Der Bund will Energieanlagen auch 
in Gletschervorfeldern oder alpinen 
Schwemmebenen bauen, die nach dem 
1. Januar 2023 in das Bundesinventar 
der Auengebiete von nationaler Be-
deutung aufgenommen worden sind. 
Art. 78 Abs. 4 BV beauftragt den Bun-
desgesetzgeber jedoch, Vorschriften 
zum Schutz der Tier- und Pflanzenwelt 
und zur Erhaltung ihrer Lebensräume 
in der natürlichen Vielfalt zu erlassen. 
Und er verpflichtet ihn ausdrücklich, 
bedrohte Arten vor der Ausrottung zu 
schützen. Die generelle und pauschale 

Fazit: Das Stromgesetz zerstört nicht 
nur unwiederbringlich unsere schö-
ne Natur und Landschaft, es ist auch 
rechtsstaatlich und demokratiepoli-
tisch unhaltbar und verstösst gleich 
mehrfach gegen die Verfassung. Dar-
um ist es in der Volksabstimmung vom 
9. Juni entschieden abzulehnen.

Freigabe bestimmter Typen von Auen-
gebieten von nationaler Bedeutung für 
den Bau von Energieanlagen ist mit die-
ser Verfassungsvorgabe kaum vereinbar.

• Überschreitung der Kompetenz 
bei Wasserkraftwerken
Für die Festlegung der 16 Wasserkraft-
werksanlagen verfügt der Bund auch 
nicht über die nötige Planungskom-
petenz, weder gestützt auf Art. 75 BV 
(Raumplanung) noch gestützt auf Art. 
89 BV (Energiepolitik).

• Eingriff in Kantonshoheit
Weiter schränkt der Bund die Pla-
nungspflicht für die 16 Anlagen ein. 
Jedoch ist er nicht befugt, derart in 
die Raumplanung der Kantone einzu-
greifen oder diese sogar zu verhindern. 
Dasselbe gilt für die Energieanlagen, 
denen der Bund ein «nationales Inter-
esse» zuspricht, und die er in konzen-
trierten und abgekürzten Verfahren 
aufstellen will.

• Aufgrund von Art. 78 Abs. 2 BV (Na-
tur- und Heimatschutz) geniessen 
Landschaften von nationaler Bedeu-
tung einen vorrangigen Schutz, eben-
so Moore und Moorlandschaften von 
nationaler Bedeutung (Art. 78 Abs. 5 
BV). Der Mantelerlass statuiert nun 
aber für 16 Wasserkraftprojekte einen 
grundsätzlichen Vorrang des Interes-
ses an ihrer Realisierung, auch wenn 
die Gebiete in das Bundesinventar der 
Landschaften und Naturdenkmäler 
(BLN) aufgenommen worden sind.

• Gemäss Art. 78 Abs. 4 BV muss der 
Bundesgesetzgeber bedrohte Arten 
vor der Ausrottung schützen, was ein 
hohes Gewicht des Schutzes der Le-
bensräume dieser Arten – also des 
Biotopschutzes – impliziert.




